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DIE ZUKUNFT DER EUROPÄISCHEN UNION 12.12.2013 | Andreas Nölke

Dampf ablassen!
Plädoyer für einen selektiven Rückbau der europäischen
Wirtschaftsintegration.

Auch nach mehr als fünf Jahrzehnten europäischer Integration
unterscheiden sich die nationalen Wirtschafts- und Sozialmodelle in
Europa noch erheblich. Heterogenität ist aber per se nichts schlechtes, da
es nicht „einen besten Weg“ des Kapitalismus gibt. Im Gegenteil, die
unterschiedlichen Modelle des liberalen Großbritanniens, der
nordeuropäischen Länder des Kontinents, der südeuropäischen
Mittelmeeranrainer und der ehemaligen Transformationsökonomien
Osteuropas haben alle ihre spezifischen Vorzüge und Nachteile. Die
Europäische Union hat aber in den vergangenen Dekaden unter dem
Leitbild eines liberalen Modells zunehmend Druck aufgebaut, um diese
Unterschiede einzuebnen. Dieser Prozess ist viel zu weit gegangen und es
ist höchste Zeit, etwas Dampf aus dem europäischen Druckkessel
abzulassen, um dessen Explosion zu vermeiden.

Europäische
Wirtschaftsintegration: Der
Weg zur
Zwangsliberalisierung
Bei der Intensivierung der euopäischen Wirtschaftsintegration lassen sich
vereinfacht drei Phasen unterscheiden: Eine Phase der Koexistenz der
europäischen Wirtschafts- und Sozialmodelle (späte 1950er bis Mitte
1970er Jahre); eine Phase des Wettbewerbs zwischen den europäischen
Wirtschafts- und Sozialmodellen (Mitte 1970er bis späte 1990er Jahre)
und eine Phase der Konvergenz der europäischen Wirtschafts- und
Sozialmodelle bzw. des Versuchs einer Erzwingung dieser Konvergenz
(seit den späten 1990er Jahren).

Im Gegensatz zur Zollunion der ersten Phase griff der
Güterbinnenmarkt der zweiten Phase bereits etwas tiefer in die
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nationalen Kapitalismen ein. Basierend auf den EuGH-Urteilen zu
Dassonville und Cassis de Dijon sowie dem darauf basierenden
Integrationsschub der Einheitlichen Europäischen Akte wurde die
Souveränität der Mitgliedsstaaten in der Produktmarktregulierung durch
die Prinzipien der gegenseitigen Anerkennung begrenzt. Damit erhöhte
sich die Intensität der Konkurrenz zwischen europäischen Unternehmen
sowie den sie unterstützenden nationalen Institutionen zwar erheblich,
die Existenz dieser Institutionen wurde jedoch nicht grundlegend in
Frage gestellt.

Das änderte sich in der dritten Phase, bei der die Liberalisierung von den
Warenmärkten auf die Märkte für Dienstleistungen, Kapital und
Personen (Niederlassungsfreiheit, Freizügigkeit) ausgedehnt wurde. Die
Liberalisierung dieser Märke unter dem Leitbild einer Konvergenz auf
ein liberales Kapitalismusmodell griff weitaus tiefer in die Institutionen
unterschiedlich verfasster Wirtschafts- und Sozialmodelle ein. Das wurde
etwa bei der ursprünglich von der Kommission geplanten Übernahme-
Richtlinie deutlich, bei der die Durchsetzung eines offenen Markts für
Unternehmenskontrolle die Machtverhältnisse in Unternehmen
deutlich zugunsten der Anlegerseite verschoben hätte.

Maßgeblich vorangetrieben wurde dieser Liberalisierungsprozess durch
Kommission und EuGH, wobei die Initiativen der Kommission häufig
durch Widerstände aus den Gesellschaften der Mitgliedsländer zunächst
gebremst wurden (z.B. Dienstleistungsrichtlinie), während die
eigentlichen Liberalisierungsschritte dann durch die Fallentscheidungen
des EuGH durchgesetzt wurden. Dazu gehören auch die Entscheidungen
zur Unternehmensverfassung – mit einer potentiellen Bedrohung der
deutschen Mitbestimmung (Centros, Überseering, Inspire Art) – und
zur Einschränkung von gewerkschaftlichen Rechten in Konkurrenz zur
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit (Viking, Laval, Rüffert).

Eurokrise und
Eurorettungspolitik: Der
Druck steigt weiter
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung europäischer Wirtschafts-
und Sozialmodelle unter liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte bereits vor der
Eurokrise eine negative Politisierung der europäischen Integration, wie
etwa bei den französischen, niederländischen und irischen Referenden
deutlich wurde. Die Einführung einer gemeinsamen Währung – und die
Schritte zu ihrer versuchten Rettung – folgen aus nun derselben Logik
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einer zwangsweisen Homogenisierung heterogener Modelle unter der
Ägide einer nonmajoritären Institution (EZB), mit noch viel
problematischeren Konsequenzen.

Mit der Radikalisierung
der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-
und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild
gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in
Nordeuropa, sondern
förderte bereits vor der
Eurokrise eine negative
Politisierung der
europäischen Integratio

So hat die Existenz unterschiedlicher
Lohnfindungssysteme in den
Mitgliedsökonomien der Eurozone in
Kombination mit einer einheitlichen
Geldpolitik ganz erheblich zur Entstehung
der Eurokrise beigetragen. Während die
Nordökonomien mit ihren relativ starken
Gewerkschaften in der Lage sind, bei ihren
Lohnabschlüssen den schmalen Korridor
zwischen Reallohnsicherung und
Profitabilität zu treffen, fehlt diese Fähigkeit
den Südökonomien. Durch den Wegfall des
Korrektivs monetärer Politik (einheitlicher
Zinssatz der EZB, Wegfall der
Abwertungsoption) ergaben sich hier
gravierende Unterschiede in der
Wettbewerbsfähigkeit, deren negative
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum
nur temporär durch die Ausweitung des
privaten und staatlichen Kreditzugangs für
die südeuropäischen Ökonomien, also deren
Finanzialisierung, ausgeglichen werden
konnten.

Die drastische Ausweitung der Verschuldung infolge der Finanzkrise
ließen diese Ungleichgewichte als nicht mehr akzeptabel erscheinen und
führten zu den aktuellen Reformprogrammen der EU, bei denen die
Defizitländer ihre Wettbewerbsfähigkeit durch fiskalische Kontraktion
und tiefergehende Liberalisierung zurückgewinnen sollen. Auch hier
dominiert wieder eine Logik des „one best way“, bei der den Ökonomien
des Südens liberale Institutionen(etwa in Bezug auf Arbeitsmärkte
vorgeschrieben werden sollen.

Ein solcher institutioneller Blueprint kann aber nicht funktionieren und
hat bereits zu einer tiefen Krise in den betroffenen Ökonomien geführt.
Die jüngst eingetretene Stabilisierung findet auf einem niedrigen Niveau
statt und die  Reduktion der Leistungsbilanzdefizite bzw. Erzielung von
geringen Überschüssen ist dem Rückgang von Importen geschuldet,
nicht einer wiedergewonnenen Wettbewerbsfähigkeit; sie führt zudem
zu zunehmenden Konflikten mit anderen Wirtschaftsräumen wie den
USA.

http://www.mpi-fg-koeln.mpg.de/pu/dp_abstracts/dp13-5.asp
http://www.mpi-fg-koeln.mpg.de/pu/dp_abstracts/dp13-5.asp
http://link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-03778-9
http://link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-03778-9
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Eine Fortsetzung dieses
Wegs wäre verhängnisvoll.
Dem Süden Europas
stehen damit Jahrzehnte
der Stagnation bevor. Für
den Norden stagnieren
dann nicht nur wichtige
Exportmärkte, sondern es
droht auch weiterhin das
Damoklesschwert eines
chaotischen
Zusammenbruchs des
Eurosystems.

Eine Fortsetzung dieses Wegs wäre
verhängnisvoll. Dem Süden Europas stehen
damit Jahrzehnte der Stagnation bevor. Für
den Norden stagnieren dann nicht nur
wichtige Exportmärkte, sondern es droht
auch weiterhin das Damoklesschwert eines
chaotischen Zusammenbruchs des
Eurosystems. Zu erwarten sind daher
zunehmende Spannungen zwischen den
Regierungen der Eurozone, über die
Einhaltung der Programmvorgaben
einerseits und kompensierende Transfers
(oder Sicherungspakete) andererseits.
Leidtragende einer solchen Entwicklung
sind nicht nur die Arbeitnehmer und
Arbeitslosen in den Defizitstaaten, sondern
neben den Steuerzahlern in den
Überschusstaaten auch alle diejenigen, die
von den entsprechenden Transfers mittelbar
– etwa als Empfänger steuerfinanzierter
Sozialleistungen und damit als
Konkurrenten um knappe Haushaltsmittel
– betroffen sein werden.

Flucht nach vorn? Die
Explosionsgefahr eines
weiteren Integrationssprungs
Die offensichtlichen Probleme der bisherigen Eurorettungspolitik
nehmen viele sozialdemokratische Beobachter zum Anlass, diese Politik
mit einer sozialen Komponente flankieren zu wollen. Dazu gehören nicht
nur sehr umfangreiche fiskalische Transfers, sondern auch weitgehende
Vorschläge zum Ausbau der Integration auf europäischer Ebene.

Aus der hier skizzierten Perspektive sind diese Vorschläge allerdings
nicht zielführend, weil sie zunächst weder die
Zwangszusammenspannung heterogener Kapitalismusmodelle durch das
Eurosystem, noch die Vorgaben des Fiskalpakts grundlegend
modifizieren würden. Die sozialen Probleme der südlichen
Mitgliedsökonomien würden zwar etwas abgeschwächt, aber an deren
Wettbewerbsproblem würde sich wenig ändern, zumal Institutionen wie
das deutsche Lohnverhandlungssystem oder auch das System der

http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/10383.pdf
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beruflichen Bildung an besondere soziale Bedingungen geknüpft und
daher nicht ohne Weiteres exportierbar sind. Auch das Ausmaß der
sozialen Linderung würde beschränkt bleiben, da die politisch in den
Nordgesellschaften durchsetzbaren Transfers kaum ausreichen würden,
um die Situation in den Südökonomien grundlegend zu verbessern.
Schließlich führen ja selbst sehr umfangreiche Transfers nicht unbedingt
zu einer Wiedergewinnung echter wirtschaftlicher Dynamik, wie wir im
Mezzogiorno und in Ostdeutschland beobachten können.

Ein weiterer Integrationssprung hätte zudem selbst in Deutschland, dem
derzeit wohl EU-freundlichsten Land, kaum Aussichten auf breite
gesellschaftliche Unterstützung, noch viel weniger jedoch in anderen
Mitgliedsstaaten, wie z. B. in Frankreich oder gar in Großbritannien. Im
Gegenteil, ein weiterer Integrationsschub könnte sogar zur Explosion des
europäischen Dampfkessels führen, angesichts der anhaltenden
gesellschaftlichen Vertrauenskrise gegenüber der EU.

Selbst wenn es bei den politischen Eliten Europas Ansätze einer
Verständigung auf weitere Kompetenzübertragungen geben könnte, gibt
es doch erhebliche gesellschaftliche Widerstände gegen einen solchen
Schritt, die durch die inzwischen eingetretene negative Politisierung der
Union und dem entsprechenden Wegfall des „permissive consensus“
zunehmend stärker ins Gewicht fallen würden. Ein weiterer
Integrationssprung könnte genau die gegenteilige Wirkung haben, die
sich dessen Befürworter versprechen – statt der Herausbildung eines
paneuropäischen Staatswesens könnte eine grundlegende
Delegitimierung der EU erfolgen, mit der mitgliedsstaatlichen
Demokratie als Kollateralschaden.

Druckausgleich: Reduktion
wirtschaftlicher Integration
Politisch ungleich populärer, aber auch der Heterogenität der
europäischen Kapitalismen viel besser Rechnung tragend, wären Schritte
zum selektiven Rückbau der sich radikalisierenden Integration und zur
Stabilisierung des bisher erreichten Intergrationsstandes im Bereich der
Gütermärkte.

Zumindest in Frankreich werden nämlich im rechten Spektrum
Stimmen immer lauter, die sich nicht nur gegen die in der letzten
Dekaden erfolgte Liberalisierung von Dienstleistungen, Finanzmärkten
und Niederlassungsfreiheit stellen, sondern gleich auch die
Liberalisierung der Gütermärkte in Frage stellen, also die zweite Phase

http://www.robert-schuman.eu/en/european-issues/0277-the-europeans-attitudes-about-europe-a-downturn-linked-only-to-the-crisis
http://www.mpifg.de/people/mh/paper/Hoepner,%20Schaefer%202010%20-%20Grenzen%20der%20Integration.pdf
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der europäischen Wirtschaftsintegration. Angesichts der Hürden für eine
Vertragsrevision (Einstimmigkeit) wäre daher ein politisches Signal an
Kommission und EuGH notwendig, dass eine weitere Radikalisierung
der wirtschaftlichen Integration derzeit politisch nicht gewollt ist und
essentielle nationalen Institutionen unter Bestandsschutz stehen sollen.

Ungleich drängender sind derzeit allerdings die durch das Eurosystem
hervorgerufenen Verwerfungen. Wenn man nicht Dekaden der
ökonomischen, sozialen und politischen Krise in den südlichen
Mitgliedsstaaten in Kauf nehmen will, geht auf dem Weg zur
Wiedergewinnung von deren Wettbewerbsfähigkeit wohl kein Weg an
einer Währungsabwertung und Rückgewinnung nationaler
Zinssetzungsautonomie vorbei.

Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen Verwerfungen,
die eine Aufspaltung der Eurozone oder der Austritt einzelner Länder
voraussichlich nach sich führen würden, scheint die Einführung von
nationalen Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste Option
für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen Umstellung die bisherigen
Verbindlichkeiten in Euro verbleiben würden, ist dieser Schritt
notwendigerweise mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden.

Ein solcher Schnitt dürfte aber politisch eher durchsetzbar sein, weil
damit die Perspektive auf eine dauerhafte Wiedergewinnung der
Wettbewerbsfähigkeit im Süden und der Wegfall des Damoklesschwerts
eines Eurozusammenbruchs bzw. dauerhafter Transfers verbunden sind.
Und schließlich hat die Errichtung des Eurosystems aus dieser
Perspektive auch ihr Gutes: mit der EZB steht inzwischen der Nukleus
eines Europäischen Währungsfonds zur Verfügung, in Analogie zur Rolle
des IWFs im System von Bretton Woods.

Andreas Nölke
Frankfurt

Dr. Andreas Nölke ist seit 2007 Professor für Politikwissenschaft,

http://www.fb03.uni-frankfurt.de/43922099/Euro-Beitrag-2012.pdf
http://www.fb03.uni-frankfurt.de/43922099/Euro-Beitrag-2012.pdf
http://www.princeton.edu/jrc/events_archive/repository/inaugural-conference/Harold_James.pdf
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insbesondere Internationale Beziehungen und Internationale Politische
Ökonomie, an der Goethe-Universität Frankfurt. Neben

Beratertätigkeiten für die GTZ sowie für die Europäische Kommission
und die Weltbank lehrte Nölke an den Universitäten Leipzig, Konstanz,

Utrecht und Amsterdam. Er ist Fellow des Leibniz-Instituts für
Finanzmarktforschung SAFE. Im Februar 2021 ist sein Buch

"Exportismus - die deutsche Droge" erschienen.
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Fritz Red schrieb am 17.12.2013

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 17.12.2013

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
der Union bleibt da völlig unebachtet.

Mani schrieb am 17.12.2013

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.

https://www.westendverlag.de/buch/exportismus/
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Ulrike Guerot schrieb am 17.12.2013

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?

Udo von+Massenbach schrieb am 17.12.2013

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.
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Peter Wahl schrieb am 17.12.2013

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.
Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.

Peter Gottwald schrieb am 18.12.2013

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
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unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde

Fritz Red schrieb am 02.01.2014

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 02.01.2014

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
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der Union bleibt da völlig unebachtet.

Mani schrieb am 02.01.2014

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.

Ulrike Guerot schrieb am 02.01.2014

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?

Udo von+Massenbach schrieb am 02.01.2014

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
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Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.

Peter Wahl schrieb am 02.01.2014

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.
Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.
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Peter Gottwald schrieb am 02.01.2014

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
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niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde

Fritz Red schrieb am 17.01.2014

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 17.01.2014

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
der Union bleibt da völlig unebachtet.

Mani schrieb am 17.01.2014

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.

Ulrike Guerot schrieb am 17.01.2014

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
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und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?

Udo von+Massenbach schrieb am 17.01.2014

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.

Peter Wahl schrieb am 17.01.2014

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
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zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.
Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.

Peter Gottwald schrieb am 17.01.2014

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
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Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde

Fritz Red schrieb am 03.03.2014

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 03.03.2014

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
der Union bleibt da völlig unebachtet.
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Mani schrieb am 03.03.2014

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.

Ulrike Guerot schrieb am 03.03.2014

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?

Udo von+Massenbach schrieb am 03.03.2014

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
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mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.

Peter Wahl schrieb am 03.03.2014

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.
Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.

Peter Gottwald schrieb am 03.03.2014

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
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Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde
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Fritz Red schrieb am 01.04.2014

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 01.04.2014

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
der Union bleibt da völlig unebachtet.

Mani schrieb am 01.04.2014

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.

Ulrike Guerot schrieb am 01.04.2014

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?
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Udo von+Massenbach schrieb am 01.04.2014

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.

Peter Wahl schrieb am 01.04.2014

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.



23/29

Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.

Peter Gottwald schrieb am 01.04.2014

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
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Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde

Bernhard Eisenbach schrieb am 15.04.2014

Die falschen Schlüsse werden hier -wie so oft- gezogen!
Nicht eine "Überdehnung" der institutionellen
Integration ist das Problem, eine falsche institutionelle
Konstruktion ist es.

Es muss Schluss sein mit dem institutionalisierten
Freibeutertum privater Banken zulasten der jeweiligen
Steuerzahler.

Nach wie vor handelt es sich nicht um eine Euro-Krise,
schon gar nicht um eine Staatschuldenkrise. Die
eigentliche Krise ist und bleibt eine Bankenkrise bzw.
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eine Krise der Geldverfassung; sie wird solange Krise der
Geldverfassung bleiben, wie private Geschäftsbanken das
Privileg genießen, Geld auf Risiko des Steuerzahlers zu
"drucken" (Giralgeld). Dass diese Bankenkrise sich auch
auf die gemeinsame Währung auswirkt, d.h. zu
erheblichen Inkohärenzen innerhalb Europas führt, und
die europäischen Steuerzahler zur Solidarität zwingt - mit
all ihren politischen Begleitmusiken-, liegt maßgeblich
daran, dass die private Geldschöpfung der europäischen
Geschäftsbanken (anders als in den USA) nicht auf ihr
jeweiliges europäisches Herkunftsland (Bundesland)
beschränkt ist. Dadurch schöpfen private Banken Geld
durch Kredit kreuz und quer durch Europa, auch durch
Beleihung fragwürdiger "Anlagen", weil sie wissen - und
das hat die Griechenlandkrise bewiesen -, dass ihre
nationalen Regierungen sie von ihren Risikopapieren
erleichtern, um eine Insolvenz "ihrer" Banken zu
verhindern.

Hätten ausschließlich griechische Banken den
griechischen Staat finanziert (institutionelles No-bail-
out), wären nur spanische Banken in die Finanzierung
spanischer Unternehmen involviert gewesen, die
Bankenkrise wäre regional geblieben. Auf den Euro hätte
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das keine nennenswerten Auswirkungen gehabt.
Vermutlich wären die regionalen Krise gar nicht erst
entstanden. Die Konsequenzen sind zu ziehen: 1.)
Verbot grenzüberschreitender Kredit-Geldschöpfung für
Geschäftsbanken 2.) Vollgeld statt Giralgeldschöpfung!

Fritz Red schrieb am 02.05.2014

Hört, hört! Dem kann man sich nur anschließen. Leider
kommt diese Einschätzung 10 Jahre zu spät...

Freese schrieb am 02.05.2014

In Technokratismen verpacktes EU-Bashing... Der Wert
der Union bleibt da völlig unebachtet.

Mani schrieb am 02.05.2014

Eine vernünftig erscheinende strategische Überlegung,
die der Gleichmacherei und Starrheit entgegenwirkt, die
sich in die Gestaltung der EU "Integration"
eingeschlichen hat.
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Ulrike Guerot schrieb am 02.05.2014

zu starke Wirtschaftsintegration als Hauptkrisengrund?
und wo bleibt die Erwähnung der (unseligen) Rolle der
Banken hier?

Udo von+Massenbach schrieb am 02.05.2014

"Angesichts der massiven rechtlichen und ökonomischen
Verwerfungen, die eine Aufspaltung der Eurozone oder
der Austritt einzelner Länder voraussichlich nach sich
führen würden, scheint die Einführung von nationalen
Parallelwährungen derzeit die nachdenkenswerteste
Option für einen solchen Schritt. Da bei einer solchen
Umstellung die bisherigen Verbindlichkeiten in Euro
verbleiben würden, ist dieser Schritt notwendigerweise
mit einer einmaligen massiven Stützungsaktion der
Südökonomien verbunden."

sehr interessanter Ansatz, der auf eine Aktion wie bei
Alexander Hamilton mit seiner Marine hinauslaufen
könnte, d.h. keine monetäre Umschuldungsaktion,
sondern eine fiskalische Lösung.
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Peter Wahl schrieb am 02.05.2014

Ein sehr kluger Beitrag. Er macht auch deutlich, dass es
zwischen der angeblich alternativlosen Flucht nach
vorne, wie die Europhoriker uns weismachen wollen, und
dem Rückfall in das nur nationalstaatliche Europa des 19.
Jhdts. eine vernünftige Alternative gibt. Die EU muss
flexibler, netzwerkartig werden, ein Europa der drei, vier,
fünf Geschwindigkeiten. Im Zeitalter der Globalisierung
hat die Idee, die Vereinigten Staaten von Europa als
Superstaat - und Supermacht (!) ohnehin was
Anachronistisches.

Peter Gottwald schrieb am 02.05.2014

Thesen wie die nachstehend zitierte zeigen, dass die
Kritik des Autors wenig mit der Eurokrise zu tun hat . Zu
behaupten, dass die Euro skeptischen Reaktionen die zu
den negativen Referenden geführt haben, eine
Konsequenz der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts-und soziale Modelle gewesen
sei, entlarft die Vorurteile des Autors.
Genauso wenig plausibel ist seine Differenzierung
zwischen den angeblich fähigen und den angeblich
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unfähigen Gewerkschaften in unterschiedlichen Teilen
Europas als Hauptursache für die unterschiedliche
Entwicklung.
Auch wenn der Text einiges durchaus Beachtenswerte
enthält, ist seine Grundthese bei solchen Prämissen nicht
nachvollziehbar.
Zitat:
Mit der Radikalisierung der Harmonisierung
europäischer Wirtschafts- und Sozialmodelle unter
liberalem Leitbild gefährdet die EU nicht nur
Arbeitnehmerrechte in Nordeuropa, sondern förderte
bereits vor der Eurokrise eine negative Politisierung der
europäischen Integration, wie etwa bei den französischen,
niederländischen und irischen Referenden deutlich
wurde
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